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21. Wahlperiode 
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 Änderungsantrag 
21.01.2026 

HHA 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über  
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026)   
Drucksache 21/2971 

  
 
        
Inhalt des Antrags: Rücknahme der Kürzungen bei den Investitionszuschüssen für Einrichtungen des 

Frauenschutzes 
 
Einzelplan  08 Hessisches Ministerium für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel     08 06 Bezeichnung Freiwillige Transferleistungen 

 Produktnr.         019           Bezeichnung Investitionszuschüsse für Einrichtungen der Jugendhilfe und des 
Frauenschutzes 

 
 

Veränderungen in Euro 2026 
 von um auf 

Produkterfolgsplan    

Nr. Bezeichnung    

7 Summe Erträge                   

14 Summe Aufwendungen 950.000 1.100.000 2.050.000 

            
                  

                              

 
 

Liquidität    

Einnahmen                   

Ausgaben 750.000 1.100.000 1.850.000 
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Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 
 
      
 
Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 
 
Die schwarz-rote Landesregierung ignoriert den dringenden Bedarf an ca. 740 fehlenden Frauenhausplätzen in Hessen. Statt 
die notwendigen Investitionen für den über das Gewalthilfegesetz abgesicherten Rechtsanspruch ab 2032 vorzubereiten, kürzt 
sie die Mittel für Investitionszuschüsse von 1,85 Mio. Euro (2025) auf 750.000 Euro (2026). Das gefährdet Frauen in akuten 
Notsituationen. Um Schutzräume jetzt zu sichern – nicht erst, wenn sie eingeklagt werden können – braucht es dringend 
Investitionen. Denn keine einzige Frau darf auf der Suche nach Schutz auf Grund von Platzmangel in hessischen 
Frauenhäusern abgewiesen werden. Mit diesem Änderungsantrag wird die Kürzung von 1,1 Mio. Euro zurückgenommen. 
Zudem ist der Ansatz im Sozialbudget um die entsprechende Summe anzuheben. 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wiesbaden, 20. Januar 2026 
 
Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Mathias Wagner (Taunus) 
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